
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelklägerinnen: Alpina River Cruises GmbH und Nicko 
Tours GmbH 

Rechtsmittelbeklagter: Ministero delle infrastrutture e dei trasporti 
— Capitaneria di Porto di Chioggia 

Vorlagefrage 

Ist die Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 ( 1 ) des Rates vom 7. 
Dezember 1992 dahin auszulegen, dass sie auf Kreuzfahrten 
anwendbar ist, die zwischen Häfen eines Mitgliedstaats stattfin­
den, ohne dass in diesen Häfen weitere Passagiere an und von 
Bord gehen, wenn diese Kreuzfahrten damit beginnen bzw. en­
den, dass dieselben Passagiere sich im selben Hafen des Mitglied­
staats ein- bzw. ausschiffen? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 
zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs 
auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364, 
S. 7). 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 15. Januar 2013 — Ministero 

dell’Interno/Fastweb SpA 

(Rechtssache C-19/13) 

(2013/C 86/18) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Ministero dell’Interno 

Rechtsmittelgegnerin: Fastweb SpA 

Vorlagefrage 

1. Ist Art. 2d Abs. 4 der Richtlinie 2007/66 ( 1 ) dahin auszule­
gen, dass es in Fällen, in denen ein öffentlicher Auftraggeber 
— bevor er den Auftrag direkt an einen bestimmten Wirt­
schaftsteilnehmer vergibt, den er ohne vorherige Veröffent­
lichung der Bekanntmachung ausgewählt hat — im Amts­
blatt der Europäischen Union die Bekanntmachung für die 
Zwecke der Ex-Ante-Transparenz veröffentlicht und für 
den Abschluss des Vertrags mindestens zehn Tage abgewar­
tet hat, dem nationalen Gericht — automatisch und in je­
dem Fall — verwehrt ist, den Vertrag für unwirksam zu 
erklären, auch wenn es einen Verstoß gegen die Vorschriften 
feststellt, die unter bestimmten Bedingungen die Vergabe des 
Vertrags ohne Durchführung einer Ausschreibung erlauben? 

2. Steht Art. 2d Abs. 4 der Richtlinie 2007/66 — wenn er 
dahin ausgelegt wird, dass er die Möglichkeit ausschließt, 

den Vertrag nach nationalem Recht (Art. 122 des Codice 
del processo amministrativo) für unwirksam zu erklären, 
obwohl das Gericht einen Verstoß gegen die Vorschriften 
feststellt, die unter bestimmten Bedingungen die Vergabe 
des Vertrags ohne Durchführung einer Ausschreibung erlau­
ben — mit den Grundsätzen der Gleichheit der Parteien, der 
Nichtdiskriminierung und des Schutzes des Wettbewerbs in 
Einklang und stellt er das in Art. 47 der Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union verankerte Recht auf einen 
wirksamen Rechtbehelf sicher? 

( 1 ) Richtlinie 2007/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinien 
89/665/EWG und 92/13/EWG des Rates im Hinblick auf die Ver­
besserung der Wirksamkeit der Nachprüfungsverfahren bezüglich der 
Vergabe öffentlicher Aufträge (ABl. L 335, S. 31). 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Berlin (Deutschland) eingereicht am 15. Januar 2013 — 

Daniel Unland gegen Land Berlin 

(Rechtssache C-20/13) 

(2013/C 86/19) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Berlin 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Daniel Unland 

Beklagter: Land Berlin 

Vorlagefragen 

1. Ist europäisches Primär- und/oder Sekundärrecht, hier ins­
besondere die Richtlinie 2000/78/EG ( 1 ), im Sinne eines 
umfassenden Verbots ungerechtfertigter Diskriminierung 
wegen des Alters so auszulegen, dass es auch nationale 
Normen über die Besoldung der Landesrichter erfasst? 

2. Falls die Frage 1 bejaht wird: Ergibt die Auslegung dieses 
europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts, dass eine 
nationale Vorschrift, nach der die Höhe des Grundgehalts 
eines Richters bei Begründung des Richterverhältnisses und 
der spätere Anstieg dieses Grundgehaltes von seinem Le­
bensalter abhängt, eine unmittelbare oder mittelbare Dis­
kriminierung wegen des Alters darstellt? 

3. Falls auch die Frage 2 bejaht wird: Steht die Auslegung 
dieses europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts der 
Rechtfertigung einer solchen nationalen Vorschrift mit 
dem gesetzgeberischen Ziel entgegen, die Berufserfahrung 
und/oder die soziale Kompetenz zu honorieren?
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